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-Rundschreiben Nr. 19 vom 26. Juli 2005

Anderung der arbeitsvertraglichen Zusatzklausel zur Arbeitszeiterhéhung
Rundschreiben Nr. 13/2005 des Senators fur Finanzen vom 11. Juli 2005

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

mit Urteil vom 29. Juni 2005 (Az.: 9 Ca 9117/05) hat das Arbeitsgericht Bremen ent-
schieden, dass die bisherigen arbeitsvertraglichen Zusatzklauseln zur Anhebung der
Arbeitszeit, die sich auf die Wochenarbeitszeit fir vergleichbare Beamtinnen und
Beamte der Freien Hansestadt Bremen beziehen, wegen VerstolRes gegen gesetz-
liche Regelungen unwirksam sind.

Die Gewerkschaft ver.di hat bereits ausfihrlich hieriber berichtet und sogenannte
Musterschreiben erstellt, welche betroffene Vollzeit- bzw. Teilzeitbeschéftigte fur die
Geltendmachung im Zusammenhang mit der unrechtméagigen Arbeitszeiterhéhung
verwenden konnen.

Der Gesamtpersonalrat unterstitzt diese Initiative und fugt deshalb diese Muster-
schreiben als Anlage nochmals bei.

Der Senator fur Finanzen hat in seinem o.a. Rundschreiben, das lhnen bereits zuge-
gangen ist, die Berufung beim Landesarbeitsgericht Bremen angekindigt. Gleich-
zeitig hat er jedoch als Konsequenz und wegen der angeblichen Rechtssicherheit
eine Anpassung der o0.g. Vertragsklauseln vorgenommen, nach der nunmehr losge-
|6st von der Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten eine Wochenarbeitszeit von 40
Wochenstunden vereinbart werden soll.
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Das Rundschreiben des Senators für Finanzen Nr. 13/2005 ist erhältlich unter
http://www.infosys.intra/sixcms/detail.php?id=48560
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Es soll damit ein erheblicher materieller Nachteil formal legitimiert werden, nachdem
das Arbeitsgericht die derzeitigen Vertrage fur unzuléssig erklart hat.

Diese veranderten Klauseln sollen nicht nur bei neuen Vertragen vereinbart werden,
sondern auch mit den Betroffenen, die bereits Arbeitsvertrage mit dem Verweis auf
die Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten abgeschlossen haben.

Der Gesamtpersonalrat geht davon aus, dass es sich bei letzteren Fallen um die
Anderung eines Arbeitsvertrages handelt, zu der die Kolleginnen und Kollegen nicht
verpflichtet sind. Sie sollte mit Hilfe ihrer Gewerkschaft genau geprift werden.

Mit kollegialen Griuf3en

gez. Jurgen Schmidt

Jirgen Schmidt
stellv. Vorsitzender
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